— 341 — 


Peeußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1923 s | Nr. 42. 


Inhalt: Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung 

vom 30. Juni 1909 ſowie des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913, S. 341. — Geſetz über die Einrichtung und Verwaltung 
des Landarmenweſens in der Grenzmark Poſen-Weſtpreußen, S. 350. — Verordnung über Erhebung eines Teuerungszuſchlags zu 
den Gebühren der Gerichte, Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher, S. 351. — Verordnung über Erhöhung der Schreib- 
gebühren, Kommiſſionsgebühren und Rechnungsgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der Gebühren: 
ordnung für Notare, S. 351. — Verordnung über anderweite Feſtſetzung der für Erhebung von Gebühren in Vormundſchafts, Pfleg⸗ 
ſchafts- und Beiſtandſchaftsſachen beſtimmten Wertgrenzen ſowie über Erhebung von Rechnungsgebühren in dieſen Angelegenheiten, S. 352. 


1 
(Ar. 12562.) Geſetz zur Anderung des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der 3. f gu. 
Faaſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1909 ſowie des Waſſergeſetzes vom 7. April 1913. 1 60 ii 
145. 


Vom 25. Juli 1923. . 
Der Landtag hat für Preußen mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel Helgoland 400 
folgendes Geſetz beſchloſſen: 3 x ; i 
Artikel 1. 
Das Stempelſteuergeſetz vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 30. Juni 1909 (Geſetzſamml. S. 535) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 4 wird im Abſ. 1 unter a der Betrag von einhundertfünfzig Mark durch den Betrag von 
fünfhunderttauſend Mark erſetzt. 
Unter g wird in der Klammer anſtatt „§ 13 Buchſtabe a’ geſetzt „§ 13 Abſ. 2”. 
Hinter g werden unter h und i folgende Vorſchriften eingefügt: Ar 
h) alle Rechtsvorgänge beim Erwerbe von Grundſtücken zwecks Schaffung oder Erweiterung 
öffentlicher Erholungs-, Wald- oder ſonſtiger Grünanlagen ſowie für Zwecke öffentlicher 
Straßen und Plätze. Falls und inſoweit das Grundſtück innerhalb einer Friſt, die bis zum 
Ende des fünf zehnten Jahres nach Abſchluß des Veräußerungsgeſchäfts läuft, für andere 
Zwecke verwendet wird, können die Stempelſteuerbeträge nachgefordert werden; 5 
Urkunden über die Gewährung von Beihilfen aus öffentlichen Mitteln zur Abbürdung der 
Baukoſtenüberteuerung oder zur Errichtung von Bergmannswohnungen, ſofern die Beihilfe 
ausſchließlich oder überwiegend zur Herſtellung einer eigenen Wohnſtätte des Empfängers 
verwendet wird. 
Die Vorſchrift unter b erhält die Bezeichnung k. 
Im Abſ. 2 wird der Betrag von „einhundertfünfzig Mark“ durch den Betrag von „fünfhunderttauſend 
Mark“ erſetzt. 
2. Im $5 Abſ. 1 fällt die Vorſchrift unter a weg. 
Die Beſtimmungen unter b bis g erhalten die Bezeichnungen a bis k. 
Die Vorſchrift unter d (bisher e) erhält folgende Faſſung: 
d) öffentliche Schulen, Univerſitäten und Hochſchulen, die juriſtiſche Perſonen des öffentlichen 
Rechtes ſind, ſowie als ausſchließlich gemeinnützig anerkannte Forſchungsanſtalten. 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 1256212566“) Ri 58 N 
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Die Vorſchrift unter k (bisher g) erhält folgende Faſſung: 


) Körperſchaften des öffentlichen Rechtes in Angelegenheiten, welche die S geſunder 
Kleinwohnungen für Minderbemittelte betreffen, ſowie Vereinigungen, deren durch die 
Satzungen beſtimmter Zweck mittelbar oder unmittelbar darauf gerichtet iſt, Minderbemit⸗ 
telten geſunde und zweckmäßig eingerichtete Wohnungen in eigens erbauten oder angekauften 
Häuſern zu billigen Preiſen zu verſchaffen, wenn die Verteilung des Reingewinns ſatzungs⸗ 
gemäß auf eine Verzinſung von höchſtens zehn vom Hundert beſchränkt iſt, bei Ausloſungen, 
Ausſcheiden eines Mitglieds und für den Fall der Auflöſung der Vereinigung den Mitgliedern 
nicht mehr als der Nennwert ihrer Anteile zugeſichert iſt und der etwaige Reſt des Vermögens 

N für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. Darüber, ob die Befreiung den genannten Verei⸗ 
nigungen zu bewilligen iſt, wird vom Finanzminiſter und Juſtizminiſter gemeinſchaftlich 
entſchieden. 

Sofern eine dieſer Bei en ihre Satzungen und damit zugleich oder nur tatſächlich 
ihren Zweck in der Weiſe ändert, daß die vorſtehend angegebenen Vorausſetzungen nicht mehr 
zutreffen, können alle Stempelbeträge, die mangels einer Befreiung fällig geworden ſein 
würden, nachträglich binnen Jahresfriſt eingefordert werden. 

Auf Stiftungen finden dieſe für Vereinigungen geltenden Vorf ſchriften entſprechende 
Anwendung. 

Unter eg wird folgende Beſtimmung eingefügt: 

g) Unternehmen zur Förderung des Kleingartenweſens, die auf Grund des § 5 des Geſetzes 
vom 31. Juli 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1371) als gemeinnützig anerkannt ſind, und Körper⸗ 
ſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechtes bei N lung der ihnen durch das erwähnte 
Geſetz zugewieſenen Aufgaben. 


Im Abſ. 2 werden die Worte „Staatsoberhaupt und dem“ geſtrichen. 


Im Abſ. 3 wird der Buchſtabe d durch c erſetzt. 


Der Abſ. 7 fällt weg. 


3. Im $ 6 werden am Schluffe des Abf. 10 folgende Worte hinzugefügt: 
jedoch iſt der Wert des Rechtes auf Nutzungen oder Leiſtungen auf Lebenszeit auf höchſtens 
bas Fünffache des einjährigen Betrags anzunehmen, wenn das Recht dem jetzigen oder 
früheren Ehegatten des Verpflichteten oder Perſonen zuſteht, die mit dem Verpflichteten in 
gerader Linie verwandt, verſchwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden oder 
in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder bis zum zweiten Grade verſchwägert 
ſind, auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerf ſchaft begründet iſt, nicht mehr beſteht. 


4. Im § 7 wird im Abſ. 2 der Betrag von „ſechzig Mark“ durch . Mark“ erſetzt. 


5. Im § 9 wird im Abſ. 3 als dritter Satz hinzugefügt: 
Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Abſchriften, welche auf Grund reichsgeſetzlicher Be- 
ſtimmungen den Finanzbehörden wegen der Erhebung von Reichsſteuern oder gemäß $ 9 


des Geſetzes vom 10. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 25) den zuſtändigen e zu über⸗ 
ſenden ſind. 
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6. § 11 erhält folgende Faſſung: 
Mindeſtbetrag der Stempelſteuer und Abſtufungen derſelben. 
Die Stempelabgabe beträgt mindeſtens dreitauſend Mark und ſteigt in Abſtufungen 


von je einhundert Mark, wobei überſchießende Stempelbeträge auf einhundert Mark nach 
oben abgerundet werden. 


7. Im § 13 Abſ. 2 werden die Worte 1 oder nicht“ vor den Worten „ausreichend erfolgter 
Stempel 1 geſtrichen. 


8. Im § 15 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

(2) Soweit nach der Tarifſtelle „Erl aubniserteilungen“ der Stempel in Hundertſätzen 
des jährlichen Ertrags erhoben wird, iſt der den Mindeſtbetrag überſteigende Stempelbetrag 
von den Steuerpflichtigen erſt binnen zwei Wochen nach dem Tage der Rechtskraft der Zuſchrift 
über das Ergebnis der Veranlagung zur Gewerbeſteuer oder der auf das eingelegte Rechts⸗ 
mittel ergangenen Entſcheidung beizubringen. 


9. Im § 16 werden die Vorſchriften des Abf. 1 unter b und d geſtrichen. Die bisherigen Beſtim⸗ 
mungen unter e, e, f und g erhalten die Bezeichnungen b, e, d und e. 


10. Im § 17 werden im Abſ. 1 vorletzte und letzte Zeile die Worte „mindeſtens aber drei Mark beträgt“ 
geſtrichen, desgleichen im Abſ. 2 letzte Zeile die Worte „mindeſtens aber dreißig Mark beträgt“. 


Im Abf. 3 unter a werden hinter den Worten „Kauf⸗ und Tauſchverträge“ die Worte eingefügt 
„in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 190%. 


Im Abſ. 4 iſt der Betrag von „dreitauſend Mark“ durch „drei Millionen Mark“ zu erſetzen. 


11. Im § 18 wird im Abſ. 1 der Betrag von „dreihundert Mark“ durch „dreihunderttauſend Mark“ 
erſetzt, der Abſ. 2 wird geſtrichen und der Abſ. 3 erhält die Bezeichnung „(2)“. 

12. Im 8 19 Abſ. 1 vorletzte Zeile wird der Betrag von „einhundertfünfzig Mark“ durch „einhundert⸗ 
fünfzigtauſend Mark“ erſetzt. \ | 

13. Im § 33 wird der Betrag von „einhundertfünfzig Mark“ durch „dreihunderttauſend Mark“ 
erſetzt. i 
14. § 34 fällt weg. i 
15. Im $ 35 wird der Abſ. 2 geftrichen, die Abſ. 3 und 4 erhalten die Bezeichnung „(2)“ und „(),. 
16. Dem $ 36 wird folgender zweiter Satz angefügt: 


Er iſt insbeſondere befugt zu beſtimmen, welche Beträge wegen ihrer Geringfügigkeit 
außer Anſatz gelaſſen werden oder uneingezogen bleiben können, ſowie bis zu welchem Betrage 
die El zu Unrecht entrichteter Stempelſteuern abgelehnt werden kann. 


Artikel 2. 
1 (6) Die Tarifſtellen 8, 11 a, 12, 17,23, 24, 25, 27, 30, 32a, 34, 35, 47 50, 54, 55, 60, 61, se 70, 72 
allen weg. 
58* 
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(2) Folgende Tarifſtellen werden geändert: 
Tarifſtelle 1 
Dem Abſ. 2 wird angefügt: 
ſowie beglaubigte Abſchriften, welche gemäß 8 8 9 des Geſetzes vom 10. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 25) den zuſtändigen Behörden zu erteilen ſind. 
Ta rifſtelle 2 b 
In Abſ. 1 und 4 wird geſtrichen „mindeſtens aber 160 1 Mark“. 


Tarifſtelle 4 
Der Steuerſatz wird dahin geändert: 


%o vom Hundert des Vermögens des Aunehten den oder Angenommenen, und zwar 
des jeweils höheren der beiden Vermögen, ausſchließlich des Hausrats und anderer nicht 
der Vermögensſteuer unterliegender beweglicher Gegenſtände. 


Abſ. 2 wird durch folgende Beſtimmung erſetzt: a 
Sofern das angenommene Kind das 16. Lebensjahr noch wacht vollendet hat, 
ermäßigt ſich der Steuerbetrag auf ein Viertel. 
Tarifſtelle 18 
erhält folgende Faſſung: 
Eheverträge ... % vom Hundert des Vermögens, auf das ſich der Ehevertrag erſtreckt. 
Tarifſtelle 20 
erhält folgende Faſſung: 


Erbrezeſſe je (Erbteilungsverkräge) durch welche die Verteilung einer Erbſchaft beurkundet 
wird ... . ½ vom Hundert des Wertes des Reinnachlaſſes, ſoweit über denſelben im 
Erbrezeß verfügt iſt. 


Tarifitelle 22 
a) Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Konzeſſionen 
zum Betrieb einer Apotheke, 


wenn die Konzeſſion Dererblic) und veräußerlich iſt ... ½ vom Hundert des Wertes 


der Konzeſſion, ſonſt .... ½ vom Hundert des im erſten Jahre erzielten Ertrags, 
mindeſtens aber der Mindeſtbetrag des § 11, 


zur Errichtung einer Zweig (Filial') Apotheke .... zehn Mark, 
zur Verlegung einer Apotheke auf Antrag des Beſitzers . ... zwanzig Mark. 
e) Abſ. 1 Unterabſ. 5 wird durch folgende Worte erſetzt: N 


% vom Hundert des im erſten Jahre erzielten, es des Gewerbebetriebs, mindeſtens 
aber der Mindeſtbetrag des $ 11. 


- 
Dem Abf. 3 wird angefügt: 
mindeſtens aber der Mindeſtbetrag des 8 11. 
d) Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Genehmigungen zur Errichtung der im 85 16 der Reichsgewerbeordnung und ſeinen 
Ergänzungen bezeichneten Anlagen . 700 vom Sun der . der Anlage. 
) erhält folgende Faſſung: 
(1) Erlaubniserteilungen zum Betriebe des Pfandleih-, Pfandvermittler- oder 
Stellenvermittlergeſchäfts (§ 34 Abſ. 1 und 2 der Reichsgewerbeordnung, §§ 2 und 19 
des Stellenvermittlergeſetzes vom 2. Juni 1910 — Reichsgeſetzbl. S. 860) ... ½ vom 
Hundert des im erſten Jahre erzielten Ertrags, und zwar für ein jedes der drei Ge⸗ 
werbe beſonders, mindeſtens aber der Mindeſtbetrag des § 11. 

(2) Erlaubniserteilungen an Vertreter oder Bevollmächtigte von Gemeinden oder 
anderen Kommunalverbänden, Handelskammern, Landwirtſchaftskammern, Innungen, 
Innungsausſchüſſen, Innungsverbänden, Handwerkskammern, Berufsvereinen, Ge⸗ 

werbevereinen und ſonſtigen Vereinen und Körperſchaften zum Betriebe des Stellen— 
vermittlungs⸗ und Arbeitsnachweis geſchäfts ... ... frei. 
h) wird geſtrichen. 
k) Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 

Genehmigungen zum Betriebe von Privatanſchlußbahnen .... "/o vom Hundert 

der Koſten der Anlage. 


J) Abſ. 1 80 2 DEN erſetzt . . ae 


ze Ye» 


an . . . 1/90 vom Hundert = nn 185 8 
Die Abſ. 3 bis 5 erhalten die Ziffern 2 bis 4. 
Ta rifſtelle 32 
im Abſ. 10 Ziffer 1 wird hinter dern Worte ll angefügt Me 
Tarifitelle 33 
Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
Bei geringerem Werte der vereinigten Bergwerksfelder kann der Stempel bis auf 
dreißig Mark ermäßigt werden. 
Tarifſtelle 42 8 : 
Die Abſ. 3 und 4 werden geſtrichen, Abſ. 5 erhält die Bezeichnung „G). 
Ta rifſtelle 45 
Als Abſ. 2 wird 1 


Befreit ſind Notariatsurkunden, in denen ausſchließlich Grundſtücksveräußerungs⸗ 
verträge oder Auflaſſungen oder Anmeldungen zum Handels- Vereins- oder Güter⸗ 
rechtsregiſter beurkundet werden. 


Tarifitelle 48 
I. Siffer 1 
Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 


Schriftliche oder mündliche Verträge über die Verpachtung oder Vermietung im 
Inlande gelegener unbeweglicher Sachen oder ihnen gleichgeachteter Rechte, ſofern der 
verabredete oder auf Grund geſetzlicher Vorſchrift an ſeine Stelle tretende, nach der 
Dauer eines Jahres zu berechnende Pacht⸗ oder Mietzins beträgt: 


mehr als 500 000 Mark, aber nicht mehr als 1000 000 Mark / vom Hundert, 
mehr als 1000 000 Mark, aber nicht mehr als 5 000 000 Mark ½ vom Hundert, 
mehr als 5 000 000 Mark, aber nicht mehr als 10 000 000 Mark ¼ vom Hundert, 
mehr als 10 000 000 Mark 1 vom Hundert 


des Pacht- oder Mietzinſes, inſoweit nicht die Beſtimmungen des Abf. 6 Ziffer 3 unter I 
dieſer Tarifſtelle zur Anwendung kommen. Außer Betracht bleiben der Wert nicht in 
Geld beſtehender Nebenleiſtungen, die Koſten der Heizſtoffe für Sammelheizung und 
Warmwaſſerverſorgung ſowie Zuſchläge zur Schaffung von Mitteln für große Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten ($ 7 des Reichsmietengeſetzes vom 24. März 1922 — Reichsgeſetzbl. 
S. 273 —), ferner bei Vermietungen eingerichteter Wohnräume der auf die Überlaffung 
der Einrichtungsgegenſtände und Leiſtung von Dienſten entfallende Teil des Mietzinſes. 


In Abſ. 2 und 3 wird das Wort „Mietverhältnis“ durch die Worte „Miet- oder 


Pachtverhältnis“ und im Abſ. 3 das Wort . durch die Worte . oder Pacht⸗ 
zinſes“ erſetzt. 


Ziffer 2 
Im Abſ. 4 werden die Stufen und Steuerſätze wie folgt e e 
bis zu 1000 000 Mark 5 vom Hundert, 
mehr als 1000 000 Mark, aber nicht mehr als 5 000 000 Mark 7½ vom Hundert, 
mehr als 5 000 000 Mark 10 vom Hundert 
des Pachtzinſes einſchließlich des Wertes aller, auch der nicht in Geld beſtehenden Neben⸗ 
leiſtungen. 
Im Satz 2 des Abſ. 4 werden die Worte „1500 Mark“ durch „1000 000 Mark“ 
erſetzt. 


Der letzte Satz des Abſ. 4: „Sie unterliegen . 15 Mark“ fällt weg. 


Ziffer 3 

Im Abſ. 6 werden die Stufen und die Steuerſätze wie folgt abgeändert: 
mehr als 500 000 Mark, aber nicht mehr als 1000 000 Mark / vom Hundert, 
mehr als 1000 000 Mark, aber nicht mehr als 5 000 000 Mark / vom Hundert, 


mehr als 5 000 000 Mark, aber nicht mehr als 10 000 000 Mark "io bom Hundert, 
mehr als 10 000000 Mark / vom Hundert. 


„„ 


Abf. 7 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 

Pacht- und Mietverträge mit Ausnahme der in Ziffer 2 Abf. 4 genannten Verträge, 
bei denen der nach der Dauer eines Jahres zu berechnende Pacht- oder Mietzins, ſoweit 
er der Berechnung der Stempelabgabe zugrundezulegen iſt, 500 000 Mark nicht 
überſteigt. 5 

Im Abſ. 10 werden die Worte „auf 0,50 Mark“ geſtrichen. 
Abs. 18 erhält folgende Faſſung: W 5 : 
Auf Verträge, bei denen der Jahreszins 500 000 Mark überſteigt, findet die Vor⸗ 
ſchrift des § 4 Abſ. 1a dieſes Geſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß der Stempel 


nicht in Anſatz kommt, wenn der für die Geſamtdauer des Vertragsverhältniſſes zu ent⸗ 


richtende Pacht⸗ oder Mietzins den dort angegebenen Betrag nicht überſteigt. 
III. Im Abſ. 1 werden die Worte „mindeſtens aber ... 1,50 Mark / geſtrichen. 


Tarifſtelle 49 


Die Worte „zum Transport von Leichen wegen deren Beerdigung außer dem Kirch⸗ 
ſprengel, worin der Todesfall ſich ereignet hat ... . 5 Mark, bei nachgewieſener Bedürftig⸗ 
keit kann der Stempel bis auf 1,50 Mark ermäßigt werden“ werden geſtrichen. 


Tarifſtelle 52 
erhält folgende Faſſung: 
Proteſte, Wechſelproteſte und Proteſte anderer Art ..... 3 Mark. 


Tarifſtelle 58 f f 
In der Spalte „Berechnung der Stempelabgabe“ iſt zu I Abſ. 2b und zu II zu 
ſtreichen: a a | 
m Abſtufungen von 20 Pfennig für je 1000 Mark oder einen Bruchteil dieſes Be⸗ 
trags“. 
III. Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Die Abgabe wird bei einem Antrag auf Eintragung einer Hypothek für die An- 
ſprüche aus Anleihe-⸗Teilſchuldverſchreibungen nicht erhoben, wenn dem Grundbuch⸗ 
amte rechtzeitig der Nachweis erbracht wird, daß die Verſteuerung der Teilſchuldver⸗ 
ſchreibungen nach den Vorſchriften des Kapitalverkehrſteuergeſetzes erfolgt iſt. Die 


näheren Beſtimmungen über die Friſt, innerhalb der der Nachweis erbracht werden 


muß, und über die Art, in der er zu führen iſt, trifft der Finanzminiſter. 


Tarifſtelle 59 
Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 


Sicherſtellung von Rechten, Beurkundungen darüber .... Um vom Hundert des 


Wertes der fichergeftellten Rechte. 


= m 
Tarifſtelle 66 
erhält folgende Faſſung: 
) Verfügungen von Todes wegen, einſchließlich der Erbverträge ſowie der im 
$ 2301 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Nahen Schenkungsverſprechen, Schuld⸗ 


verſprechen oder Schuldanerkenntniſſe .... 20 kom Hundert des Wertes des Gegen⸗ 
ſtandes. 


Abſ. 2 und 3 wie bisher Ziffer 1 Abſ. 2 und 3. 
Ziffer 2 wird Abſ. 4. 
Befreiungen wie bisher. 
Tarifſtelle 67 
Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Befreit find die von Schiedsmännern, Kaufmanns⸗ und Gewerbegerichten, Miet— 


und Pachteinigungsämtern aufgenommenen Vergleiche, ſofern I: I; n 
gen des vorhergehenden Abſatzes Anwendung finden. . 


Tarifſtelle 71 
Abſ. 3 unter b werden die Worte „1 500“ durch „30 000 000“ erſetzt. 
Als Buchſtabe e wird angefügt: 
c) Tarifverträge. 
Tarifſtelle 73 
N 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 
(1) Bormaggien zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Art für den Vollmacht⸗ 
geber ... . ½ vom Hundert des Wertes des Gegenſtandes, 
wenn die Vollmacht zur Vornahme aller oder gewiſſer Gattungen von Geſchäften für 
den Vollmachtgeber 1 (Generalvollmacht) und der Wert des Gegenſtandes 
50 000 000 Mark überſteigt .... / vom Hundert. 
(2) Steht der Bevollmächtigte er 
a) in einem Dienſtverhältniſſe zum Vollmachtgeber und wird die Vollmacht mit 
Rücksicht auf dieſes Verhältnis erteilt, oder 
p) iſt er der Ehegatte des Vollmachtgebers oder mit ihm in gerader Linie verwandt, 
oder teilt er als Familienangehöriger den Hausſtand des Vollmachtgebers, 
/ der vorſtehenden Sätze. 
Abſ. 4 und 8 werden geſtrichen. 
Die Abſ. 5 bis 7 erhalten die Ziffern 4 bis 6. 
Als Abſ. 7 wird angefügt: 
N Befreit ſind: Prozeßvollmachten, Vollmachten zu Verhandlungen vor den Kauf⸗ 


manns- und Gewerbegerichten, den Miet- und Pachteinigungsämtern und den 
Schlichtungsausſchüſſen. 
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Tarifſtelle 77 

Abſ. 3 unter e erhält folgende Faſſung: = 
e) Beglaubigungen von Unterſchriften oder Handzeichen unter Anträgen und Verhandlun⸗ 
gen, die nach ihrem Inhalt ausſchließlich zu einer Eintragung oder Löſchung in einem 
preuüßiſchen Grundbuch oder im Handels- Vereins- oder Güterrechtsregiſter erforder⸗ 
llich ſind, ſowie die mit ſolchen Beglaubigungen verbundenen Zeugniſſe über die Ver⸗ 

tretungsbefugnis der Beteiligten. i b LE 
(3) Die nach Hundertſätzen berechneten Wertſtempel, und zwar auch diejenigen, die 

unter Abſ. 2 neu feſtgeſetzt ſind, werden verdoppelt. 

(2) Alle Feſtſtempel (auch diejenigen, die neben den Wertſtempeln als Höchſt⸗ und 
Mindeſtſtempel oder für beſondere Fälle angegeben werden) werden auf das Fünftauſend⸗ 


fache erhöht. 


rt 15 ö Artikel 3. 
Das Waſſergeſetz vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) wird wie folgt geändert: 
Der Abf. 1 des 8 80 erhält folgende Faſſung: 
(1) Die Verleihungsurkunde unterliegt einer Stempelabgabe von 0 vom Hundert des 
Wertes des verliehenen Rechtes. N 
Im Abſ. 3 des § 80 und im Abf. 2 des § 86 werden die Worte „mindeſtens aber 1 Mark“ geſtrichen. 


; Artikel 4. 

Der Finanzminiſter hat die Vervielfältigungszahl des Artikels 2 Abſ. 4, die Freigrenzen des 8 4 

und der Tarifſtelle 71 Ziffer 2 Abſ. 3 unter b ſowie den Mindeſtſatz des § 11 unter Berückſichtigung der 
nach § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung feſtgeſetzten Verhältnis⸗ 


zahl abzuändern. Er kann einzelne Feſtſtempel von einer Erhöhung ganz oder teilweiſe ausnehmen, wenn 
ſich aus der Erhöhung beſondere Härten ergeben würden. a 


Artikel 5. 

Sofern im Einzelfalle die Zahlung oder zwangsweiſe Beitreibung des vollen Steuerbetrags mit 
beſonderen Härten für den Steuerpflichtigen verbunden ſein würde, kann der Finanzminiſter auf Antrag 
die Stempelabgabe bis auf den im $ 11 des Stempelſteuergeſetzes vorgeſehenen Mindeſtbetrag ermäßigen 
oder erlaſſen. Er kann dieſe Befugnis auf die nachgeordneten Behörden übertragen. 


Artikel 6. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut des Stempelſteuergeſetzes vom 31. Juli 1895/7 
26. Juni 1909 und des Stempeltarifs, wie er ſich aus den Anderungen dieſes Geſetzes ergibt, unter fort- 
laufender Nummernfolge der Paragraphen und der Tarifſtellen durch die Gefekfammlung bekanntzu⸗ 
machen und dabei die Anderungen, die durch die Verfaſſung, inzwiſchen erlaſſene Reichs- und Landes 
geſetze und die Neuordnung der Stempelverwaltung bedingt ſind, in den Wortlaut des Geſetzes und des 
Tarifs aufzunehmen. 
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Artikel 7. 


Abergangsbeſtimmungen. 


(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Auguſt 1923 in Kraft. Gleichzeitig treten die Vorſchriften des 
Anderungsgeſetzes vom 20. März 1923 (Geſetzſamml. S. 71) außer Kraft. 

(2) Bei denjenigen Urkunden, die vor dieſem Tage Stempelpflichtigkeit ange haben, kommen 
die bisherigen Beſtimmungen zur Anwendung. 

(3) Die Vorſchriften der Tarifſtelle 48 1 dieſes Geſetzes finden mit Wirkung vom 1. Januar 1923 
an, und zwar auch auf die vor dieſem Tage abgeſchloſſenen Pacht⸗ und Mietverträge Anwendung. 

(4) Dieſes Geſetz tritt am 30. Juni 1924 außer Kraft. S 


Dias vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit l Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. c 


Berlin, den 25. Juli 1923. 


ES Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
i Braun. v. Richter. 


(Nr. 12563.) Geſeh über die Einrichtung und Berwälhnig des  Cantarmenweens in der Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen. Vom 25. Juli 1923. 


x Di Landtag hat folgendes 0 beſchloſſen: 
§ J. N i 

Der an der Provinz Grenzmark Vofen-Weftpreufen aunfaßk das Gebiet der 
en Grenzmark Poſen-Weſtpreußen. 


Der Landarmenverband hat in Obrawalde (Meſeritz) feinen Sitz und Gerichtsſtand. 


8 2. 
Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes wird mit Wirkung vom 
1. Oktober 1922 ab dem Provinzialverbande der Provinz Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und feinen 
Organen nach Maßgabe der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetzſamml. — 335) 
und der dieſe ergänzenden Geſetze übertragen. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſet wird i verkündet. Die verfafjungs- 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 25. Juli 1923. 


Geher Das Preußiſche Staatsminiſterium. a 
ke Braun. Hirtſiefer. 


= 3 


(Nr. 12564.) Verordnung über Erhebung eines Teuerungszuſchlags zu den Gebühren der Gerichte, Notare, 
Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. Vom 25. Juli 1923. 


Auf Grund des Artikels IV des Geſetzes, betreffend Abänderung des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 335), des Artikels II des Geſetzes, betreffend Abänderung der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 355) und des Artikels III des Geſetzes, betreffend 
Abänderung des Geſetzes, enthaltend die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Gebühren der Rechtsanwälte 
und Gerichtsvollzieher, vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 359), ſämtlich in der Faſſung des Geſetzes vom 
12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) wird verordnet: 


5 Artikel J. 

Zu den ſämtlichen, in der dritten Verordnung über anderweite Feſtſetzung der Gebühren der Gerichte, 
Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher vom 18. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 337) feſtgeſetzten Gebühren 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes, der Gebührenordnung für Notare und der Landesgebührenordnung für 
Rechtsanwälte und Gerichtsvollzieher wird ein Teuerungszuſchlag von 200 vom Hundert erhoben. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf die im zweiten Abſchnitte des zweiten Teiles des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten Gebühren. 

a Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. 
Berlin, den 25. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. v. Richter. 


(Rr. 12565.) Verordnung über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren und Nechnungs⸗ 
gebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der Gebühren⸗ 
ordnung für Notare. Vom 25. Juli 1923. i . 


Unter Aufhebung der Verordnung vom 18. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 340) wird auf Grund der Er⸗ 
mächtigungen in § 110 Abſ. 1, § 113 Abſ. 1 und § 114 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 
28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 363) in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. 
S. 107) und im § 20 Abſ. 2 der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 404) 
folgendes beſtimmt: - 

81. z 


Die im § 110 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 und im § 20 Abſ. 2 
der Gebührenordnung für Notare vom 28. Oktober 1922 vorgeſehene Schreibgebühr wird auf 2 500 Mark 
für die Seite feſtgeſetzt. 

8 2. 


Die im § 113 Abf. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 in der Faſſung des 


Geſetzes vom 12. April 1923 vorgeſehene Entſchädigung des Richters und Gerichtsſchreibers für die Auf- 
nahme eines Teſtaments oder eines Erbvertrags außerhalb der Gerichtsſtelle (Kommiſſionsgebühren) werden 
für den Richter auf 18 000 Mark und für den Gerichtsſchreiber auf 12 000 Mark feſtgeſetzt. 


„ 
5 Die im § 114 Abſ. 1 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 vorgeſehene Stunden- 
gebühr für Anfertigung von Rechnungsarbeiten wird auf 3000 Mark bis 15 000 Mark feſtgeſetzt. 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Auguſt 1923 in Kraft. Mit dem geſchen Deitpunkte Britt die Ver⸗ 
ordnung vom 3. Juli 1923.(Geſetzſamml. S. 298) über Erhöhung der Schreibgebühren, Kommiſſionsgebühren 


und Rechnungsgebühren des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſowie der Schreibgebühren der Gebührenordnung 
für Notare außer Kraft. 


Berlin, den 25. Juli 1923. 


Der Juſtizminiſter. 


am Zehnhoff. 


(Rr. 12566.) Verordnung über anderweite Feſtſetzung der für Erhebung von Gebühren in Vormund⸗ 
ſchafts⸗, Pflegſchafts⸗ und Beiſtandſchaftsſachen beſtimmten Wertgrenzen ſowie über Er⸗ 
hebung von Rechnungsgebühren in dieſen Angelegenheiten. Vom 25. Juli 1923. f 


Auf Grund der Ermächtigungen in § 93 Abſ. 2 Satz 2 und § 114 Abſ. 2 Satz 2 des Preußiſchen Gerichts- 


koſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 (Geſetzſamml. S. 107) 
wird folgendes beſtimmt: 


81. 


i Die im § 93 Abſ. 2 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes feſtgeſetzte Freigrenze wird von 200 000 
Mark auf 1000 000 Mark erhöht. 


8 2. 
Die durch die Vd vom 26. 7 1923 (Geſetzſamml. S. 145) auf 20 000 Mark und 400 000 


Mark feſtgeſetzten Freigrenzen des § 114 Abf. 2 Satz! des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes werden auf 50 000 
Mark und 1000 000 Mark Ahöhk, 


§ 3. 


Dieſe Verordnung tritt am 15 Auguſt 1923 in Kraft. Der 8 2 findet Anwendung auf alle den 
Rechnungsbeamten nach dem 31. Juli 1923 übertragenen Rechnungsarbeiten. 


Berlin, den 25. Juli 1923. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


